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Zusammenfassung 

• Zum dritten Mal haben das ZEW Mannheim und die Universität Mannheim alle 16 deutschen Lan-
desparlamente zur Schuldenbremse befragt. Dieses langfristige Umfrage-Projekt wird durch den 
von der Deutschen Forschungsgemeinschaft geförderten Sonderforschungsbereich 884 „Die politi-
sche Ökonomie von Reformen“ ermöglicht. 

• An der Umfrage haben sich zwischen Ende Mai und Ende Juli 2020 fast 30 Prozent aller deutschen 
Landtagsabgeordneten beteiligt. 

• Rückblickend waren gut 80 Prozent aller Politiker/innen vor Beginn der Covid-19-Pandemie optimis-
tisch, dass ihr Bundesland die Verpflichtung zum Haushaltsausgleich gemäß Schuldenbremse erfül-
len würde. Diese Zuversicht war im Vergleich zu vorherigen Umfragen seit dem Jahr 2011 deutlich 
gestiegen. 

• Auch in der Pandemie genießt die Schuldenbremse immer noch eine hohe Akzeptanz: Gut zwei Drit-
tel der Befragten befürworten eine prinzipielle Rückkehr zu einem ausgeglichenen Haushalt nach 
dem Ende der Corona-Pandemie. 

• Allerdings ist mit der Pandemie und ihren einschneidenden Folgen für die Landeshaushalte die  
Bereitschaft gewachsen, eine Reform der Schuldenbremse zu unterstützen. Der Anteil der Abge-
ordneten, die für die gänzlich unveränderte Fortgeltung der Schuldenbremse votieren, ist in Folge 
der Pandemie von 47 Prozent auf 30 Prozent gefallen. 

• 56 Prozent aller Befragten unterstützen eine Reform, bei der eine Verschuldung zu Gunsten von 
Infrastrukturinvestitionen möglich würde. Gegenüber einer solchen neuen Investitionsklausel ge-
nießt eine Lockerung der grundgesetzlichen Schuldengrenze zu Gunsten von schuldenfinanzierter 
Klimapolitik (32 Prozent) einen geringeren Rückhalt. Noch geringer ist mit 26 Prozent die Quote der 
Abgeordneten, die eine allgemeine Lockerung im Hinblick auf den vorgeschriebenen strukturellen 
Budgetausgleich begrüßen würden. 
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1. Die Schuldenbremse vor dem Hintergrund der Corona-Krise  

Die Corona-Pandemie belastet die öffentlichen Haushalte in Deutschland in beträchtlicher Weise. Die 
pandemiebedingt schwere Rezession führt zu hohen Steuerausfällen. Bund und Länder versuchen mit 
umfangreichen Finanzpaketen die Folgen der Lockdowns und Konjunktureinbrüche für Unternehmen 
und Arbeitnehmer abzumildern und die Konjunktur zu stützen. Hinzu kommen pandemiebedingte Zu-
satzausgaben im Bereich Gesundheits- und Seuchenpolitik. Die Europäische Kommission (Europäische 
Kommission 2020) erwartet für 2020 ein Defizit des deutschen Gesamtstaates in Relation zum Bruttoin-
landsprodukt (BIP) von 6 Prozent, nach einem Überschuss von 1,5 Prozent im Vorjahr. Der Schulden-
stand der öffentlichen Haushalte in Deutschland wird im Verhältnis zum BIP im Jahresverlauf 2020 von 
60 Prozent auf voraussichtlich 71 Prozent ansteigen. 

Die seit 2009 in den Artikeln 109 und 115 des Grundgesetzes verankerte Schuldenbremse begrenzt be-
reits seit dem Haushaltsjahr 2016 die strukturelle, also konjunkturbereinigte, Neuverschuldung des Bun-
des auf 0,35 Prozent des BIP. Hingegen ist es den Bundesländern nicht erlaubt, sich strukturell zu ver-
schulden. Diese Verpflichtung für die Länder gilt allerdings erst ab dem Jahr 2020. Die Schuldenbremse 
bietet jedoch Ausnahmeregelungen bei „Naturkatastrophen oder außergewöhnlichen Notsituationen, 
die sich der Kontrolle des Staates entziehen und die staatliche Finanzlage erheblich beeinträchtigen“ 
(Art. 115 Abs. 2 GG). Der Bundestag kann dann die für den Bund sonst geltende Kreditobergrenze über-
schreiten. Analoge Regeln gelten für die Länder. Allerdings sind derartige Beschlüsse mit Tilgungsplä-
nen zu versehen. Bundestag und Landesparlamente haben in den letzten Monaten von diesen Ausnah-
meklauseln Gebrauch gemacht. Es erscheint unstrittig, dass die Corona-Krise tatsächlich eine Notsitua-
tion außerhalb der Kontrolle der Politik darstellt und somit die Voraussetzung für eine regelkonforme 
Aussetzung der Defizitgrenzen gegeben sind. Die Pandemie stellt somit nach „ruhigen“ Jahren positiver 
Haushaltsüberschüsse die erste Belastungsprobe für die noch junge Schuldenregel dar. 

Der gravierende fiskalische Schock der Pandemie hat die Debatte darüber intensiviert, inwieweit die 
Schuldenbremse für die Post-Corona-Zeit ökonomisch erwünscht ist. Befürworter/innen argumentie-
ren, dass wirksame Fiskalregeln einen Beitrag zur Krisenbewältigung leisten. So habe die Schulden-
bremse im letzten Jahrzehnt mit dazu beigetragen, den deutschen Schuldenstand zu begrenzen. Diese 
Konsolidierung in den konjunkturell guten Zeiten habe Deutschland erst in die Lage versetzt, in der Krise 
wie kaum ein anderer Industriestaat eine entschlossene Stabilisierungspolitik finanzieren zu können. 
Auch sei die Schuldenbremse nicht verantwortlich für zu geringe Investitionen (Feld et al. 2020). Inso-
fern sei die Rückkehr zur vollen Anwendung ihrer Regeln wünschenswert. Kritiker/innen befürchten hin-
gegen, dass die Regeln der Schuldenbremse und die vorgeschriebenen Tilgungsleistungen für die 
Corona-Schulden die wirtschaftliche Entwicklung nach der Pandemie behindern und insbesondere die 
Finanzierung von notwendigen Zukunftsaufgaben etwa in den Bereichen Investitionen in die öffentliche 
Infrastruktur, Klimapolitik und Energiewende erschweren könnten (SVR 2019, S. 298-304). Insofern sei 
eine Anpassung der bestehenden Schuldenregeln zu Gunsten investiver Ausgaben geboten.  

Vor dem Hintergrund dieser Reformdebatte haben das ZEW Mannheim in Kooperation mit der Univer-
sität Mannheim zwischen Mai und Juli 2020 alle 16 deutschen Landesparlamente zur Schuldenbremse 
und ihrem Reformbedarf unter dem Eindruck der Corona-Pandemie befragt. Dies ist die dritte Umfrage 
zur Schuldenbremse unter allen Landesparlamenten seit 2011, sodass die aktuellen Einschätzungen zur 
Schuldenbremse mit Ergebnissen früherer Umfragen verglichen werden können. 
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Die Umfrage thematisiert zunächst die Wachstumserwartungen der Abgeordneten für das eigene Bun-
desland im Krisenjahr 2020. Anschließend richtet sich der Fokus auf die generelle Unterstützung der 
Schuldenbremse und den Wunsch, nach der Corona-Krise wieder zu einem ausgeglichenen Haushalt zu-
rückzukehren. Abschließend erhebt die Umfrage die Reformpräferenzen zur grundgesetzlichen Schul-
denbremse. 

Tabelle 1: Antwortquoten nach Bundesländern 

Kür-
zel Bundesland 

Anzahl der 
Landtagsabge-
ordneten 

Antwor-
ten 

Antwort-
quote 

Letzte Landtags-
wahl vor Befra-
gung 

BW Baden-Württemberg 143 59 41,26% 03/2016 
BY Bayern 204 73 35,78% 10/2018 
BE Berlin 159 37 23,27% 09/2016 
BB Brandenburg 88 21 23,86% 09/2019 
HB Bremen 84 16 19,05% 05/2019 
HH Hamburg 119 22 18,49% 02/2020 
HE Hessen 137 43 31,39% 10/2018 
MV Mecklenburg-Vorpommern 71 15 21,13% 09/2016 
NI Niedersachsen 137 47 34,31% 10/2017 
NW Nordrhein-Westfalen 199 51 25,63% 05/2017 
RP Rheinland-Pfalz 101 34 33,66% 03/2016 
SL Saarland 51 17 33,33% 03/2017 
SN Sachsen 119 34 28,57% 09/2019 
ST Sachsen-Anhalt 87 23 26,44% 03/2016 

Infobox: Die Landtagsumfrage 
 
In Zusammenarbeit mit der Universität Mannheim hat das ZEW Mannheim im Rahmen des Sonder-
forschungsbereichs (SFB) 884 „Politische Ökonomie der Reformen“ von Ende Mai bis Ende Juli 2020 
alle Abgeordneten der 16 deutschen Landtage befragt. Die Umfrage ist Teil eines langfristigen For-
schungsprojekts, in dem seit 2011 nun bereits zum dritten Mal die Sichtweisen zur Schuldenbremse 
abgefragt wurden. Die Rücklaufquote in der aktuellen Umfrage betrug 29,9 Prozent. Tabelle 1 gibt 
einen detaillierten Überblick über die Anzahl der Antworten nach Bundesland. Auch in den Bundes-
ländern mit geringerer Rücklaufquote haben mindestens 18 Prozent der Abgeordneten teilgenom-
men, sodass die Umfrage ein gutes Bild zu den Einschätzungen zur Schuldenbremse in Gesamt-
deutschland liefert. Im Gegensatz zu den beiden zuvor durchgeführten Landtagsumfragen wurden 
die Abgeordneten in diesem Jahr alle zum gleichen Zeitpunkt kontaktiert. Eine zeitlich gestaffelte 
Kontaktierung war in den vergangenen Jahren notwendig, um die Umfrage nicht unmittelbar vor 
oder nach einer Landtagswahl durchzuführen. Für die dritte Umfrage im Jahr 2020 war dies nicht 
notwendig. Nur Hamburg hat im Februar als relativ kleines Bundesland Bürgerschaftswahlen we-
nige Monate vor der Durchführung der Landtagsumfrage abgehalten. Die Umfrage war nicht ano-
nymisiert, etwa um den Einfluss von persönlicher Parteimitgliedschaft oder Regierungsbeteiligung 
auf das individuelle Antwortverhalten der Abgeordneten untersuchen zu können. Den Landtagsab-
geordneten wurde jedoch die streng vertrauliche Behandlung ihrer Antworten zugesichert.  
 



Landespolitiker stehen zur Schuldenbremse bei wachsender Unterstützung für Investitionsklausel 

4 
 

SH Schleswig-Holstein 73 30 41,10% 05/2017 
TH Thüringen 90 35 38,89% 10/2019 
  Gesamt 1862 557 29,91%  

Anmerkung: Die Anzahl der Antworten variiert leicht je nach Frage. 

2. Wirtschaftliche Auswirkungen der Corona-Pandemie 

Ausschlaggebend für die Einschätzungen der Landtagspolitiker/innen zur aktuellen und künftigen Fi-
nanzpolitik ist unter anderem das Ausmaß der wirtschaftlichen Schäden in Folge der Corona-Pandemie. 
Daher wurden die Landtagsabgeordneten zunächst gefragt, welches wirtschaftliche Wachstum sie für 
ihr Bundesland im Jahr 2020 erwarten.  

Abbildung 1 gibt die Häufigkeiten der jeweiligen Antworten der Landtagsabgeordneten pro Bundesland 
an. Die Verteilung der Antworten verdeutlicht, dass zum Zeitpunkt der Befragung (Sommer 2020) die 
Mehrheit der Befragten von einem Rückgang des BIP in Höhe von 5-10 Prozent ausging (52 Prozent aller 
Antworten). Dagegen gibt jeweils ein Viertel der Befragten an, dass sie einen stärkeren (bzw. schwä-
cheren) Rückgang des BIP in Höhe von 10-15 Prozent (bzw. 0-5 Prozent) erwarten. Diese Einschätzungen 
decken sich mit einem Großteil der für Gesamtdeutschland verfügbaren BIP-Prognosen zum Zeitpunkt 
der Umfrage, die von einer Rezession von etwa -4 bis -10 Prozent ausgingen (SVR 2020, S. 55).  

Des Weiteren zeigen die Daten, dass Regierungspolitiker/innen nicht signifikant optimistischer als ihre 
Kolleg/innen von den Oppositionsbänken der deutschen Landesparlamente sind.1  

                                                           
1 Wichtige Unterschiede zwischen den politischen Einschätzungen von Regierungs- und Oppositionsmitgliedern 
wurden bereits in den beiden letzten Landtagsumfragen dokumentiert. Deren Ergebnisse deuten darauf hin, dass 
Mitglieder einer Regierungspartei die Wahrscheinlichkeit zur Einhaltung der Schuldenbremse für ihr Bundesland 
deutlich positiver einschätzen als Vertreter der jeweiligen Oppositionsparteien (Heinemann et al. 2016; Heine-
mann et al. 2020). 

Abbildung 1: Erwartetes Wirtschaftswachstum (BIP) für das eigene Bundesland im Jahr 2020 

Anmerkung: Die Frage lautete: „Welches wirtschaftliche Wachstum (BIP) erwarten Sie für Ihr Bundesland in 2020?“. Be-
fragte konnten eine der in der Abbildung angegebenen Antwortkategorien ankreuzen. Die Abbildung beruht auf insge-
samt 538 Antworten. 
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3. Erwartungen zur Einhaltung der Schuldenbremse vor der Corona-Pandemie 

Die Corona-Pandemie beendete eine lang anhaltende Phase des wirtschaftlichen Aufschwungs in 
Deutschland, während der sowohl der Bund als auch die Länder ihre Haushalte substanziell konsolidie-
ren konnten. Ende des Jahres 2019 wiesen 15 der 16 Bundesländer vorläufige Haushaltsüberschüsse auf 
und waren damit auf dem besten Weg, das ab 2020 geltende strukturelle Defizitverbot der Schulden-
bremse einzuhalten (Statistisches Bundesamt 2020).  

Um die vor der Corona-Pandemie bestehenden Erwartungen zur Einhaltung der Schuldenbremse zu er-
heben, hat eine Frage die Erwartungen zu Beginn des Jahres 2020 adressiert (Fragetext: „Erinnern Sie 
sich bitte an die Zeit zu Anfang 2020, also vor Ausbruch der Corona-Krise. Für wie wahrscheinlich hielten Sie 
es zu diesem Zeitpunkt, dass Ihr Bundesland die Vorgaben der grundgesetzlichen Schuldenbremse einhal-
ten und ab 2020 einen (konjunkturbereinigt) ausgeglichenen Haushalt aufweisen würde“). Die Antworten 
zeigen, dass 81 Prozent der Landtagsabgeordneten zum Jahresbeginn noch zuversichtlich waren, dass 
ihr Land die Schuldenbremse 2020 würde einhalten können (siehe Abbildung 2) 

Abbildung 2 zeigt, dass dieser Optimismus sogar größer war als in den vorhergehenden Umfragen. In 
den ersten beiden Umfragewellen (in den Jahren 2011/12 und 2014-16) war jeweils nur ein Anteil von gut 
60 Prozent der Politiker/innen der Ansicht, dass man die Schuldenbremse ab 2020 würde einhalten kön-
nen (Heinemann et al. 2014; Blesse et al. 2016). Erst unmittelbar vor der vollen Wirksamkeit der Schul-
denregel für die Länder waren somit deutlich optimistischere Einschätzungen zu beobachten. 

Abbildung 3 veranschaulicht zudem, dass dieser unmittelbare Vorkrisen-Optimismus in allen deutschen 
Landesparlamenten zu beobachten war. Des Weiteren zeigen die Antworten der Befragten deutlich, 
dass insbesondere auf den Regierungsbänken – mehr noch als unter den Oppositionskräften – von einer 
Einhaltung der Schuldenbremse ausgegangen wurde (91 im Vergleich zu 67 Prozent). Dieser Unter-
schied in den Einschätzungen konnte bereits in den letzten beiden Umfragen beobachtet werden (Hei-
nemann et al. 2014; Blesse et al. 2016; Heinemann et al. 2016). Heinemann et al. (2020) argumentieren, 
dass positivere Einschätzungen unter Regierungspolitiker/innen angesichts der guten Budgetlage vor 
Corona wahrscheinlich eher auf zu pessimistische Einschätzungen der Opposition als auf zu optimisti-
sche Ansichten auf den Regierungsbänken in deutschen Landtagen zurückzuführen sind. 
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Abbildung 2: Einschätzungen zur Einhaltung der Schuldenbremse des eigenen Landes in drei Umfra-
gen 

 

Anmerkungen: Die Frage in den Umfragen 2011/2012 sowie 2014-16 lautete: „Für wie wahrscheinlich halten Sie es, dass Ihr 
Bundesland die Vorgaben der grundgesetzlichen Schuldengrenze einhalten und ab 2020 einen (konjunkturbereinigt) aus-
geglichenen Haushalt aufweisen wird?". Umfrage 2020: „Erinnern Sie sich bitte an die Zeit zu Anfang 2020, also vor Aus-
bruch der Corona-Krise. Für wie wahrscheinlich hielten Sie es zu diesem Zeitpunkt, dass Ihr Bundesland die Vorgaben der 
grundgesetzlichen Schuldenbremse einhalten und ab 2020 einen (konjunkturbereinigt) ausgeglichenen Haushalt aufwei-
sen würde?“ Die Antwortmöglichkeiten reichten von -4 (ausgeschlossen) bis +4 (sicher). Die Abbildungen beruhen auf 
insgesamt 634 (links), 667 (mittig) bzw. 553 (rechts) Antworten. 

 

Anmerkungen: Die Frage lautete: „Erinnern Sie sich bitte an die Zeit zu Anfang 2020, also vor Ausbruch der Corona-Krise. 
Für wie wahrscheinlich hielten Sie es zu diesem Zeitpunkt, dass Ihr Bundesland die Vorgaben der grundgesetzlichen Schul-
denbremse einhalten und ab 2020 einen (konjunkturbereinigt) ausgeglichenen Haushalt aufweisen würde?“ Die Abbil-
dung beruht auf insgesamt 553 Antworten. 

 

 

Abbildung 3: Einschätzungen zur Einhaltung der Schuldenbremse des eigenen Bundeslandes Anfang 
2020 vor der Corona-Krise 
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4. Unterstützung für die Schuldenbremse der Länder 

Entgegen der insgesamt günstigen Haushaltslage kurz vor der Pandemie hat sich die budgetäre Situa-
tion seit dem Frühjahr 2020 stark eingetrübt. Die Bundesländer haben umfangreiche Nachtragshaus-
halte verabschiedet, häufig in Verbindung mit erheblicher Neuverschuldung (ifo 2020). Zudem wurde 
häufig eine unverschuldete Notsituation gemäß den Landesregelungen konstatiert. Die notfallbeding-
ten Schulden müssen jedoch nach Beendigung der Ausnahmesituation getilgt und zurückgeführt wer-
den, was den Finanzspielraum in den kommenden Jahren einschränken dürfte, wenn ein strukturell aus-
geglichener Haushalt angestrebt oder im Rahmen der Rückkehr zur normalen Anwendung der Schul-
denbremse einzuhalten ist. Die Mehrheit der Bundesländer plant die aktuell aufgenommenen Schulden 
ab dem Jahr 2024 zu tilgen und betrachtet damit die aktuelle Aktivierung der Notfallklausel in der Schul-
denregel zumindest für die nächsten ein bis drei Jahre als notwendig. Lediglich Hessen, Brandenburg 
und Sachsen-Anhalt sind mit geplanten Tilgungsstarts für 2021 beziehungsweise 2022 ambitionierter (ifo 
2020). 

Vor dem Hintergrund von teils substantiellen Tilgungslasten in Folge von Corona-Hilfen der Länder und 
dahingehend möglicherweise geringeren Investitionsspielräumen in den kommenden Jahren themati-
siert die Umfrage als nächstes, wie wünschenswert eine Rückkehr zum Gebot strukturell ausgeglichener 
Haushalte ist. Dazu wurden die Abgeordneten gefragt, für wie erstrebenswert sie die Rückkehr zu ei-
nem ausgeglichenen Haushalt erachten, „wenn die Corona-Krise vorbei ist“. Für diese Frage lassen sich 
die Ergebnisse mit Antworten aus der Befragung von 2014-2016 vergleichen. Damals wurde gefragt, für 
wie erstrebenswert die Politiker/innen die Befolgung der Schuldenbremse erachten. 

Die Ergebnisse zur Umfrage 2020 in Abbildung 4 belegen, dass eine große Mehrheit von 68 Prozent aller 
Befragten die Rückkehr zu ausgeglichenen Haushalten nach der Krise begrüßt (Antworten von +1 bis +4 
auf einer Skala von -4 bis +4). Dabei ist allerdings offen, wie stark sich die zeitlichen Erwartungen zum 
Ende der Krise jeweils unterscheiden. Nur 22 Prozent haben eine negative Haltung gegenüber einer 
Rückkehr zum Neuverschuldungsgebot (Antworten von -4 bis -1). Die Unterstützung für die Schulden-
bremse seitens der Landespolitik ist im derzeitigen Krisenumfeld und im Vergleich zur letzten Landtags-
umfrage jedoch etwas zurückgegangen, da 2014-16 noch etwa 80 Prozent der befragten Politiker/innen 
die Einhaltung der Schuldenbremse als erstrebenswert erachtet haben. 
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Abbildung 4: Unterstützung für die Einhaltung der grundgesetzlichen Schuldenbremse  

 

Anmerkungen: Die Frage in der Umfrage 2014-16 lautete: „Für wie erstrebenswert erachten Sie es, dass ihr Bundesland 
die Vorgaben der Schuldenbremse einhält?“. Umfrage 2020: „Für wie erstrebenswert erachten Sie es, dass Ihr Bundeland 
wieder einen ausgeglichenen Haushalt gemäß Vorgaben der Schuldenbremse vorlegt, wenn die Corona-Krise vorbei ist?“ 
Die Abbildungen beruhen auf insgesamt 666 (links) bzw. 538 (rechts) Antworten. 

5. Reformwünsche für die Schuldenbremse vor und nach Beginn der  
Corona-Pandemie 

Während die meisten Abgeordneten in den deutschen Landtagen laut der aktuellen Umfrage nach Ende 
der Corona-Krise zu ausgeglichenen Haushalten zurückkehren wollen (siehe Abbildung 4), so ist es doch 
möglich, dass die Corona-Krise auch in Bezug auf die Einstellungen deutscher Landtagspolitiker/innen 
zu etwaigen Reformerfordernissen der Schuldenbremse zu einer Neubewertung geführt hat. In diesem 
Zusammenhang wurden die Abgeordneten gefragt, welche Position sie zu möglichen Reformvorschlä-
gen der grundgesetzlichen Schuldenbremse vertreten. Um den konkreten Einfluss des aktuellen Krisen-
umfeldes auf die Reformpräferenzen einschätzen zu können, wurden die Abgeordneten dabei gebeten, 
ihre jeweilige Meinung aus zwei unterschiedlichen zeitlichen Perspektiven anzugeben: erstens rückbli-
ckend, zu Anfang 2020 vor Ausbruch der Corona-Pandemie, und zweitens zum aktuellen Zeitpunkt der 
Umfrage, nachdem die Pandemie bereits gut 3 Monate die Schlagzeilen bestimmt hatte. Für beide Per-
spektiven konnten die Politiker/innen dabei mehreren Reformoptionen zustimmen oder sich jeweils für 
die Beibehaltung der aktuellen Regeln aussprechen.  

Abbildung 5 fasst das Antwortverhalten der Befragten zusammen. Bereits rückblickend auf den Jahres-
anfang 2020 zeichnete sich trotz des mehrheitlichen Wunschs nach ausgeglichenen Haushalten bei 
mehr als der Hälfte der Befragten eine Unterstützung für eine Reform der grundgesetzlichen Schulden-
regel ab. 47 Prozent der Befragten sprachen sich für die unveränderte Beibehaltung des Status Quo aus. 
Die Offenheit für eine Reform hat durch die Corona-Krise weiter zugenommen, sodass nur noch 30 Pro-
zent aller Befragten die aktuelle Ausgestaltung der Schuldenbremse ohne Veränderungen befürworten. 
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Abbildung 5: Unterstützung für Reformvorschläge der Schuldenbremse vor und nach Beginn der 
Corona-Krise 

 

Anmerkungen: Die Frage (Vor Corona) lautete: „Vor Ausbruch der Corona-Krise wurde vermehrt diskutiert, ob die grund-
gesetzliche Schuldenbremse angemessen ist. Welche Position haben Sie zu Anfang 2020 unterstützt, also vor Ausbruch 
der Corona-Krise? (Mehrfachantworten möglich)“. Die Frage (Nach Beginn der Corona-Krise) lautete: „Welche Position 
in der Diskussion zur grundgesetzlichen Schuldenbremse würden Sie heute am ehesten unterstützen? (Mehrfachantwor-
ten möglich)“. Beide Fragen wurden in derselben Umfragewelle 2020 gefragt, bezogen sich aber auf die Meinung der 
Politiker/innen zu unterschiedlichen Zeitpunkten (vor/nach Beginn der Corona-Pandemie). Die Abbildung beruht auf ins-
gesamt 557 Antworten. 

 

Die Corona-Krise hat also offenbar dazu geführt, dass eine etwas geringere aber nach wie vor deutliche 
Mehrheit von gut zwei Drittel der Befragten eine Rückkehr zu ausgeglichenen Haushalten gemäß der 
Schuldenbremsen als erstrebenswert erachtet (Abbildung 4, Antworten von +1 bis +4). Gleichzeitig ist 
der Anteil derjenigen, die sich für eine oder mehrere Reformoptionen zur Schuldenbremse aussprechen, 
von 53 auf 70 Prozent gestiegen (Abbildung 5). 

Im Einzelnen unterstützt nach Ausbruch der Corona-Krise eine Mehrheit der Befragten eine Investitions-
klausel, die zusätzliche schuldenfinanzierte Investitionen in Infrastruktur erlauben würde (56 Prozent, 
vor Corona 41 Prozent). Ein Zuwachs seit Jahresanfang ist auch für die zweite Reformoption zu beobach-
ten, die schuldenfinanzierte Investitionen für den Klimaschutz erlauben würde (32 Prozent, vor Corona 
27 Prozent). Die Zahlen deuten somit darauf hin, dass die Schuldenbremse im Zuge der Corona-Krise in 
ihrer jetzigen Form an politischer Unterstützung eingebüßt hat.  

Die weiterhin große Unterstützung für eine Defizitbegrenzung zeigt sich hingegen an der relativ gerin-
gen Popularität sehr weitgehender Reformen. So wird eine generelle Lockerung der Schuldenregeln 
auch nach Ausbruch der Pandemie von einem Viertel der Politiker/innen befürwortet (vor Corona 15 
Prozent), während andere Reformoptionen mehr Zuspruch erhalten. Im Einklang damit steht das Ergeb-
nis für die Unterstützung einer Verschärfung der Schuldenbremse – etwa in Form eines Überschussge-
bots in den öffentlichen Haushalten – die auf eine kleine Minderheit von 5 Prozent der Befragten gesun-
ken ist. 

Die Unterstützung der Reformoptionen könnte auch von der grundsätzlichen Haltung zur Schulden-
bremse abhängen. Abbildung 6 unterscheidet die Zustimmungsraten für die vorgebrachten Reformvor-
schläge daher danach, ob die jeweilige Antwort von einem/einer Befürworter/in oder Kritiker/in der 
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Schuldenbremse kommt (Befürworter/innen sind dabei jene Befragte, die in Abbildung 4 Antworten von 
+1 bis +4 angegeben haben; Kritiker/innen sind hingegen jene Befragte, deren Antwort jeweils im Be-
reich von 0 bis -4 lag). 

Kritiker/innen der Schuldenbremse sind durch die Corona-Pandemie mehrheitlich für eine allgemeine 
Lockerung der Schuldenbremse (55 Prozent, vor Corona 40 Prozent). Allerdings ist die Zustimmung für 
spezifische Ausnahmetatbestände noch größer. Das betrifft schuldenfinanzierte Infrastrukturinvestiti-
onen (73 Prozent, vor Corona 68 Prozent) oder Klimainvestitionen (57 Prozent, vor Corona 54 Prozent).  

Interessanterweise wünschen sich aber nicht nur Kritiker/innen der Schuldenbremse Ausnahmen von 
der Pflicht zu einem ausgeglichenen Haushalt. Insbesondere die Option, Infrastrukturinvestitionen 
durch Schulden finanzieren zu können, findet auch beinahe mehrheitlichen Zuspruch bei den Befürwor-
ter/innen der Schuldenregel (49 Prozent). Vor Beginn der Corona-Krise erhielt jedoch keine der Re-
formoptionen die Unterstützung von mehr als einem Viertel dieser Gruppe von befragten Landtagsab-
geordneten. 

Abbildung 6: Unterstützung für Reformvorschläge der Schuldenbremse aus Sicht von grundsätzli-
chen Gegnern und Befürwortern der Schuldenbremse, vor und nach Beginn der Corona-Krise 

 
Anmerkungen: Die Frage (Vor Corona) lautete: „Vor Ausbruch der Corona-Krise wurde vermehrt diskutiert, ob die grund-
gesetzliche Schuldenbremse angemessen ist. Welche Position haben Sie zu Anfang 2020 unterstützt, also vor Ausbruch 
der Corona-Krise? (Mehrfachantworten möglich).“ Frage (Nach Corona) lautete: „Welche Position in der Diskussion zur 
grundgesetzlichen Schuldenbremse würden Sie heute am ehesten unterstützen? (Mehrfachantworten möglich)“ Beiden 
Fragen wurden in derselben Umfragewelle 2020 gefragt, bezogen sich aber auf die Meinung der Politiker zu unterschied-
lichen Zeitpunkten (vor/während Corona). Die Abbildung beruht auf insgesamt 538 Antworten. 

6. Fazit 

Die Umfrage unter den Abgeordneten aller 16 deutschen Landesparlamente belegt, dass die Schulden-
bremse auf der Ebene der Länder einen hohen und relativ stabilen Rückhalt genießt. Noch zu Jahresbe-
ginn hat eine große Mehrheit aller befragten Landespolitiker/innen mit einer Einhaltung der grundge-
setzlichen Vorgaben für das eigene Bundesland im ersten Jahr der vollen Bindungswirkung gerechnet. 
Und auch nach dem gravierenden Fiskalschock durch die Corona-Pandemie gibt es eine mehrheitliche 
grundsätzliche Unterstützung der befragten Politiker/innen für die Fiskalregel. Auch inmitten der nach 
der Finanzkrise 2009 tiefsten Rezession in der Geschichte der Bundesrepublik befürworten immerhin 
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gut zwei Drittel aller Befragten die Rückkehr zu ausgeglichenen Haushalten nach dem Ende der Corona-
Krise.  

Dennoch hat die Pandemie zu einer erkennbar größeren Bereitschaft geführt, eine Reform der Schul-
denbremse zu befürworten. Der Anteil der Befragten, welche die aktuellen Regeln der Schuldenbremse 
nicht antasten wollen, ist auf ein knappes Drittel abgesunken. Dabei zielt die große Mehrheit der Abge-
ordneten aber nicht auf eine generelle Regelaufweichung ab. Befürwortet wird vielmehr die Einführung 
einer Investitionsklausel, die eine Verschuldung zur Finanzierung von Investitionen in die öffentliche Inf-
rastruktur erlaubt. Keine Mehrheit hätte hingegen eine Ausnahmeklausel zugunsten von Aufwendun-
gen für die Klimapolitik. 

Insgesamt deuten die Umfrageergebnisse daraufhin, dass die Corona-Pandemie auch auf dem Gebiet 
der Fiskalregeln zu Reformen führen könnte. Änderungen der Schuldenbremse benötigen Zweidrittel-
Mehrheiten in Bundestag und Bundesrat. Die Umfrageergebnisse legen nahe, dass ein derartig breiter 
Rückhalt auf Länderebene für eine Reform der Schuldenbremse mit Fokus auf investive Staatsausgaben 
im Bereich des Möglichen liegt. 
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